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Vorwort zur vierten Auflage

Erfreulicherweise hat die dritte Auflage unseres „Klausurtrainings“ erneut eine so po-
sitive Aufnahme erfahren, dass wir hiermit eine weitere, überarbeitete und aktualisier-
te Auflage vorlegen können. Für Hinweise und Anregungen zur Überarbeitung danken
wir den Teilnehmerinnen und Teilnehmern in unseren Lehrveranstaltungen sowie ins-
besondere Maximilian Petras, Anette Purucker (Kiel), Jule Becker, Rabea Benner, Jonas
Geck, Lukas Korn und Nele Müller (Gießen). Weitere Hinweise aus dem Kreis der
Leserinnen und Leser würden uns freuen; sie werden unter augsberg@law.uni-kiel.de
dankbar entgegengenommen.

Kiel, Gießen und München, im November 2020 Ino Augsberg
 Steffen Augsberg
 Thomas Schwabenbauer
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Vorwort zur ersten Auflage

Nach den Erfahrungen, die wir in unseren Lehrveranstaltungen gewonnen haben, bil-
det der Übergang vom abstrakten Wissen zur konkreten Anwendung die typische
Schwierigkeit der Klausurbearbeitung. Dieser Schwierigkeit widmet sich das vorliegen-
de Buch, das damit eine Lücke in der bestehenden Ausbildungsliteratur schließt.

Für die kritische Durchsicht des Manuskripts gilt unser Dank Florian Erdle. Aus stu-
dentischer Perspektive haben Michael W. Müller, Philipp Eckel, Gerrit Müller-Eiselt
und Kristina Schönfeldt den Text gelesen und kommentiert, auch dafür danken wir
herzlich. Hinweise und Kritik nehmen wir gerne entgegen unter ino.augs-
berg@jura.uni-muenchen.de.

München und Hamburg, im November 2011 Ino Augsberg
 Steffen Augsberg
 Thomas Schwabenbauer
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Einleitung

Das öffentliche Recht besitzt in der Regel bei Studenten keinen guten Ruf: Es gilt als
kompliziert, unübersichtlich, lebensfremd, für die spätere berufliche Praxis wenig rele-
vant. In der Tat haben gerade die Lehrveranstaltungen zum Verfassungs- bzw. Staats-
recht, die typischerweise in den ersten beiden Studiensemestern durchgeführt werden,
mit zwei besonderen Schwierigkeiten zu kämpfen. Einerseits müssen bereits auf der
Ebene des Sachverhalts (insbesondere im Staatsorganisationsrecht) komplexe Problem-
konstellationen vermittelt werden, für deren Verständnis die Alltagserfahrung kaum
Anknüpfungspunkte bietet. Ob und wenn ja welche Rechte etwa ein Untersuchungs-
ausschuss gegenüber der Bundesregierung besitzt, ist eine Fragestellung, die selbst für
interessierte Beobachter des politischen Geschehens nicht einfach nachzuvollziehen ist.
Andererseits wird für die genuin juristische Problembewältigung nur wenig unmittel-
bare Hilfestellung in Form von konkreten, klar formulierten gesetzlichen Grundlagen
gegeben. Die regelmäßig knapp gefassten Verfassungsnormen sind vielmehr ohne ge-
nauere Kenntnis der dazu ergangenen Rechtsprechung häufig schwer verständlich oder
jedenfalls nicht innerhalb des in einer Klausur zur Verfügung stehenden Zeitrahmens
erfolgreich anwendbar. Hinzu kommt die innerhalb des Studiums zumeist nur im Öf-
fentlichen Recht auftretende Problematik der prozessualen Fragestellung. Die Vielfalt
der möglichen Rechtsbehelfe und die ihren Zulässigkeitsprüfungen zuzuordnenden
Prüfungsschemata bedeuten für die Studenten zusätzliche Anforderungen, die es in die-
ser Form in Straf- und Zivilrecht (noch) nicht gibt.

Die besonderen Schwierigkeiten der verfassungsrechtlichen Klausur sind also nicht zu
leugnen. Sie lassen sich jedoch deutlich reduzieren, wenn man die Grundzüge versteht,
die dem Verfassungsrecht in seiner grundrechtlichen wie in seiner staatsorganisations-
rechtlichen Gestalt eigen sind. Auf eben dieses Verständnis zielt das vorliegende Buch.
Unser „Klausurtraining Verfassungsrecht“ will diese gemeinsamen Strukturen aufzei-
gen und damit sowohl allgemein das Verständnis für das Staatsrecht fördern als auch
konkret das Lösen von Klausuren erleichtern.

Um dieses Ziel zu erreichen, gehen wir in drei Schritten vor:

1. Zunächst können sowohl mit Blick auf die Zulässigkeits- wie die Begründetheits-
prüfung allgemeine Schemata erarbeitet werden. Diese sollen aber zugleich verdeut-
lichen, dass derartige Vorstrukturierungen keinen Selbstzweck darstellen, sondern
mit Blick auf das jeweils zu bewältigende Sachproblem konstruiert und ggf. spezifi-
ziert werden müssen (1. Kapitel). Die schematische Fallstrukturierung – insbesonde-
re, aber nicht nur der Zulässigkeitsprüfung – erleichtert so einerseits den Einstieg in
die Klausur, bietet andererseits aber auch erst die Basis für den hierauf aufbauenden
konkret fallbezogenen und insoweit originellen Lösungsvorschlag.

2. Entscheidend für eine gelungene Klausur sind dabei nicht nur die materiellen
Rechtskenntnisse des Bearbeiters, sondern zumal die methodisch saubere Erarbei-
tung und Darstellung der Falllösung. Das juristische „Handwerkszeug“ der klaren
Argumentation und der gelungenen Schwerpunktsetzung, die sich auch stilistisch im
sicheren, dh je nach Erfordernis wechselnden Gebrauch des Gutachten- wie des Ur-
teilsstils zeigt, ist unabdingbare Voraussetzung einer erfolgreichen Klausurbearbei-
tung (2. Kapitel).
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3. Diese Fertigkeiten sollten nicht nur theoretisch verstanden werden. Um sie wirklich
zu erwerben, müssen sie anhand von Übungsfällen praktisch angewendet und trai-
niert werden (3. Kapitel).

Dieses Buch kann und will nicht die gängigen Lehrbücher zum Verfassungsrecht erset-
zen. Der von diesen Büchern vermittelte materielle Stoff wird vielmehr vorausgesetzt.
Was wir liefern möchten, ist etwas anderes: Wir möchten erläutern, wie der Übergang
von dem abstrakten Lehrbuchwissen zu der konkreten Anwendung in Übungsfällen
gelingen kann. Das setzt voraus, jenes Wissen nicht bloß separat für sich zu sehen und
die Anwendung nicht als punktuelle Kasuistik zu verstehen, sondern als Leser die Ver-
bindungslinien und Gemeinsamkeiten zu erkennen. Materielles Wissen wird daher nur
insoweit wiederholt, als es erforderlich ist, um reflektierte Aufbauschemata zu entwi-
ckeln. Die auf diese Weise erzielte Vertrautheit mit typischen Klausurstrukturen er-
möglicht es, auch neue, unbekannte Fallkonstellationen erfolgreich zu bewältigen.

Das Buch richtet sich daher sowohl an Studenten in den Anfangssemestern wie an Ex-
amenskandidaten. Die einen soll es möglichst ideal auf eine erfolgreiche Zwischenprü-
fung vorbereiten, indem es den Übergang zwischen der meist etwas abstrakteren Wis-
sensvermittlung in den Vorlesungen „Staatsrecht I“ und „Staatsrecht II“ und der prak-
tischen Übung in den Arbeitsgemeinschaften erläutert. Den anderen bietet es die Mög-
lichkeit, sich noch einmal in kompakter Form mit den speziellen Herausforderungen
einer Klausur im Verfassungsrecht auseinanderzusetzen. Gerade weil das öffentliche
Recht im Allgemeinen und das Verfassungsrecht im Besonderen von vielen Studenten
in der Examensvorbereitung etwas vernachlässigt wird, bietet es die Chance, sich mit
einer sauber strukturierten, argumentativ stimmigen Lösung positiv abzuheben und
eine sehr erfolgreiche Klausur zu schreiben.
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